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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Das Unternehmensrecht etabliert sich zunehmend als eigenst�ndiges Rechtsgebiet im Sinn einer Querschnittsmaterie.

Bislang wenig untersucht wurde in diesem Zusammenhang die Verwobenheit mit technischen Disziplinen. Hier setzt der

aktuelle Beitrag von Ensthaler/M�ller/Synnatzschke an, der das Aufgreifen technologischen und technischen Wissens bei

der Auslegung und Ausgestaltung von Unternehmensrecht an Beispielen aufzeigt und Perspektiven der Kooperation zwi-

schen Recht und Technik f�r Praxis und Wissenschaft darlegt.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: K�ndigung des GmbH-

Gesch�ftsf�hrers durch Bevollm�chtigten

Mit Urteil vom 20.10. 2008 – II ZR 107/07 – ent-

schied der BGH: Der vom Komplement�r der Al-

leingesellschafterin einer GmbH Bevollm�chtigte

kann die Abberufung des Gesch�ftsf�hrers und

die K�ndigung von dessen Anstellungsvertrag

wirksam beschließen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2637-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Werbung mit Ank�ndigung „20% auf

alles“

Der unter anderem f�r das Wettbewerbsrecht

zust�ndige I. Zivilsenat des BGH hat mit Urteil

vom 20.11.2008 – I ZR 122/06 – �ber die Zul�s-

sigkeit einer mit dem Slogan „20% auf alles“ an-

gek�ndigten Rabattaktion entschieden. Nach

§ 5 Abs. 4 S. 1 UWG ist von einer Irref�hrung der

Verbraucher auszugehen, wenn mit der Herab-

setzung eines Preises geworben wird, sofern der

Preis nur f�r eine unangemessen kurze Zeit ge-

fordert worden ist. Bei den im Streitfall von der

Kl�gerin erworbenen Produkten hat die Beklagte

den herabgesetzten Preis mit Beginn der Rabatt-

aktion heraufgesetzt. Eine solche Preisgestal-

tung ist mindestens ebenso irref�hrend wie die

Werbung mit einem fr�heren Preis, der nur f�r

kurze Zeit verlangt worden ist.
(Quelle: PM BGH vom 20.11.2008)

BGH: Voraussetzungen f�r die Aufspaltung

einer sittenwidrigen Vertragsklausel

Der BGH hat mit Urteil vom 17.10.2008 – V ZR

14/08 – entschieden, dass die Aufspaltung ei-

ner sittenwidrigen Vertragsklausel in einen

wirksamen und einen unwirksamen Teil (sog.

quantitative Teilbarkeit) nur in Betracht

kommt, wenn konkrete, �ber allgemeine Billig-

keitserw�gungen hinausgehende Anhalts-

punkte die Annahme rechtfertigen, dass die

Aufspaltung dem entspricht, was die Parteien

bei Kenntnis der Nichtigkeit ihrer Vereinbarung

geregelt h�tten.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2637-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Hemmung der Verj�hrung infolge

Zustellung eines Mahnbescheids

Mit Urteil vom 21.10.2008 – XI ZR 466/07 – hat

der BGH entschieden: Die Zustellung eines

Mahnbescheids, mit dem ein Teilbetrag aus

mehreren Einzelforderungen geltend gemacht

wird, hemmt die Verj�hrung nicht, wenn eine

genaue Aufschl�sselung der Einzelforderungen

unterblieben ist und die Individualisierung erst

nach Ablauf der Verj�hrungsfrist im anschließen-

den Streitverfahren nachgeholt wird.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2637-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Pflicht des Verbrauchers,

Zusendekosten nach Vertragswiderruf

zu tragen

Der BGH hat mit Beschluss vom 1.10.2008 – VIII

ZR 268/07 – dem EuGH folgende Frage zur Vor-

abentscheidung vorgelegt:

Sind die Bestimmungen des Art. 6 Abs. 1 S. 2

und Abs. 2 der Fernabsatzrichtlinie dahin auszu-

legen, dass sie einer nationalen Regelung entge-

genstehen, nach der die Kosten der Zusendung

der Waren auch dann dem Verbraucher aufer-

legt werden k�nnen, wenn er den Vertrag wider-

rufen hat?

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2637-4

unterwww.betriebs-berater.de

OLG M�nchen: Zum Vorliegen eines

Teilgewinnabf�hrungsvertrags

Das OLG M�nchen hat mit Beschluss vom

29.10.2008 – 31 Wx 092/07 – entschieden: Ein

Teilgewinnabf�hrungsvertrag liegt nicht vor,

wenn nach einer Besserungsabrede die Ver-

pflichtung des Schuldners zur Darlehensr�ck-

zahlung bei Erwirtschaftung eines Jahres�ber-

schusses in dessen H�he wieder aufleben soll.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-2581-5

unterwww.betriebs-berater.de

VG Wiesbaden: Keine GEZ-Geb�hren f�r

gewerbliche Nutzung eines Internet-PC

Die Klage eines Eltvillers, der sich gegen die He-

ranziehung zu Rundfunkgeb�hren f�r seinen ge-

werblich genutzten Internet-PC gewandt hat,

war erfolgreich. Mit Urteil vom 19.11.2008 – 5 E

243/08.WI – hat das VG Wiesbaden klargestellt,

dass es f�r die Geb�hrenerhebung keine tragf�-

hige Rechtsgrundlage gebe. Wegen ihres belas-

tenden Charakters m�ssten Beitrags- und Ge-

b�hrenbescheide im Gesetz klar definiert und

von ihrem Ausmaß her begrenzt sein. „Neuarti-

ge Rundfunkempfangsger�te“, wie ein Internet-

PC, w�rden in den Vorschriften, die die Geb�h-

renpflicht regelten, nicht erw�hnt. Nur aus ei-

nem Umkehrschluss k�nne man auf das Vorlie-

gen einer Geb�hrenpflicht schließen. Das reiche

nicht aus, denn damit sei der Geb�hrentatbe-

stand nur unzureichend konkretisiert.
(Quelle: PM VG Wiesbaden vom 24.11.2008)

Gesetzgebung
Unternehmergesellschaft ist keine eigene

Rechtsform

Die haftungsbeschr�nkte Unternehmergesell-

schaft ist keine eigene Rechtsform, sondern

eine besondere Variante der GmbH. Dies teilte

die Bundesregierung auf eine kleine Anfrage

der Gr�nen mit. Sonderbestimmungen f�r die

Unternehmergesellschaft f�nden sich aus-

schließlich im neuen Gesetz �ber die GmbH-

Reform. Im �brigen f�nde das allgemeine

GmbH-Recht Anwendung. Hinsichtlich der Be-

teiligung an einer Unternehmensgesellschaft

oder der Beteiligung einer Unternehmensge-

sellschaft an einer anderen Gesellschaft g�lten

keine Besonderheiten.
(Quelle: BT-Drucks. 16/10739)
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